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Einleitung 

Die Art und Weise der Einbindung gliedstaatlicher Ebenen in die auswär-
tige Politik stellt ein föderales Grundproblem dar, geht es hier doch um das 
Spannungsverhältnis zwischen einer weitestgehenden Erhaltung substaatli-
cher Kompetenzen auf der einen und einheitlicher Repräsentation und 
größtmöglicher Handlungsfähigkeit des Gesamtstaats auf internationaler 
Ebene auf der anderen Seite – also um den Konflikt zwischen nötiger In-
tegration und möglicher Subsidiarität. So ist die Verteilung der Außen-
kompetenzen zwischen Gliedstaaten und Bund ein wesentliches verfas-
sungsrechtliches Thema in fast allen föderalen Systemen1. Denn ähnlich 
wie der Entscheidung für ein bestimmtes innerstaatliches Kompetenzsys-
tem kommt auch im Bereich der auswärtigen Kompetenzen diesen „federal 
issues“ eine verfassungsrechtliche Schlüsselbedeutung zu2. 

Dabei eignet sich als Untersuchungsobjekt für eine Analyse und Ein-
ordnung der verschiedenen staatsrechtlichen Modelle besonders gut die 
Vertragsschlusskompetenz der Gliedstaaten, also die Frage, ob ihnen ein 
eigenständiges Recht zum Abschluss völkerrechtlicher Abkommen zusteht. 
Hier haben die föderal organisierten Staaten durchaus unterschiedliche 
Wege beschritten. So sind in manchen Systemen die Gliedstaaten voll-
kommen von der Ausübung der auswärtigen Gewalt ausgeschlossen, vgl. 
bspw. die US-amerikanische Verfassungstradition3. Andere Verfassungen 
gewähren den Gliedstaaten hingegen in einem gewissen Ausmaß auswärti-
gen Handlungsspielraum, so insbesondere die Bundesstaaten „europä-
ischen Typus“4, z.B. Deutschland, Schweiz, Belgien und Kanada, die daher 
auch als sog. „offene Bundesstaaten“ bezeichnet werden. 

                                                 
1 S. Krajewski, in: Bodnar et al. (Hrsg.), The Emerging Constitutional Law of the Eu-

ropean Union, S. 456; Menzel, Die auswärtige Gewalt der Bundesrepublik, VVDStRL 12 
(1954), S. 200 ff.; Fastenrath, Kompetenzverteilung im Bereich der auswärtigen Gewalt, 
S. 115-198. 

2 S. Krajewski, in: Bodnar et al. (Hrsg.), The Emerging Constitutional Law of the 
European Union, S. 456. 

3 Vgl. Art. I Abschnitt 10 der Bundesverfassung vom 17. September 1787: “No State 
shall enter into any Treaty, Alliance, or Confederation; grant Letters of Marque and Re-
prisal (…). No State shall, without the Consent of Congress, (...) enter into any Agree-
ment or Compact with another State, or with a foreign Power, or engage in a War (...).” 

4 Vgl. die eingehende Darstellung bei Fassbender, Der offene Bundesstaat, S. 53 ff. 
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Ähnlich stellt sich auch die europäische Außenpolitik gleichzeitig als 
besonders wichtiges, aber auch besonders problembehaftetes Aktionsfeld 
für die Europäische Union (EU) dar. Denn in keinem Bereich wird die mit-
gliedstaatliche Souveränität stärker zur Disposition gestellt und sind daher 
die Ressentiments der Mitgliedstaaten gegen eine Vergemeinschaftung und 
ihre Ängste vor einem Souveränitätsverlust größer5. Gleichzeitig verlangen 
die Herausforderungen der Globalisierung und das multilaterale Welthan-
delssystem nach einem außenpolitisch handlungs- und entscheidungsfähi-
gen Europa6. Die fortschreitende internationale Integration spiegelt sich in 
einer wachsenden Zahl internationaler Organisationen und einer zuneh-
menden multilateralen Verflechtung durch internationale Abkommen wie-
der7. So findet Politik im 21. Jahrhundert mehr denn je in einem dynami-
schen Mehrebenensystem statt, das heißt nicht mehr allein auf zentralstaat-
licher, sondern vermehrt auch auf lokaler oder supranationaler Ebene8. 

Betrachtet man die völkerrechtliche Vertragsschlusspraxis der EU, stößt 
man schnell auf die europarechtliche Besonderheit der gemischten Ab-
kommen9. Hierbei handelt es sich um völkerrechtliche Abkommen, an de-
nen sowohl die EU bzw. eine ihrer Gemeinschaften als auch ihre Mitglied-
staaten als Parteien eines Vertrages mit einem oder mehreren dritten Völ-
kerrechtssubjekten beteiligt sind10.  

Solche gemischte Abkommen sind im Rahmen des internationalen  
Agierens der Europäischen Gemeinschaften von erheblicher Bedeutung11 
und haben zahlenmäßig in den vergangenen Jahren stetig zugenommen12. 
Die geläufigsten Beispiele für gemischte Abkommen sind die Assoziie-
rungs- und Kooperationsabkommen der EG. Aber auch viele multilaterale 
Verträge, z.B. im Rahmen der WTO, Rohstoffübereinkommen oder die 

                                                 
5 S. bspw. Hillgruber, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), HbdStR Bd. II, § 32 Rn. 91. 
6 S. bspw. Krenzler/Pitschas, Fortschritt oder Stagnation, Fortschritt oder Stagnation? 

Die gemeinsame Handelspolitik nach Nizza, EuR 2001, S. 460. 
7 Vgl. Gehring, in: Jachtenfuchs/Knodt, Regieren in internationalen Institutionen 

(Hrsg.), S. 111 ff.; Kadelbach, in: Geiger (Hrsg.), Neuere Probleme der parlamentari-
schen Legitimation im Bereich der auswärtigen Gewalt. S. 41 ff. 

8 Leggewie/Münch (Hrsg.), Politik im 21. Jahrhundert, S. 9. 
9 EuGH, Gutachten 2/91( ILO-Übereinkommen), Slg. 1993, I- 1061 Rn. 12. 
10 Pitschas, Völkerrechtliche Verantwortlichkeit, S. 237; es kommt vor, dass nicht nur 

die EG, sondern auch eine der beiden anderen beiden Europäischen Gemeinschaften Par-
teien des Vertrages werden und dass nicht alle, sondern nur ein Teil der Mitgliedstaaten 
an dem Vertrag teilnimmt, siehe MacLeod/Hendry/Hyett, The External Relations of the 
EC, S. 144 f. Siehe zu den Fragen, die diese sog. unvollständigen gemischten Abkommen 
aufwerfen, Schermers, in: FS für Mosler, S. 827 ff. 

11 Ehlermann, “Mixed Agreements: A List of Problems”, in: O’Keeffe/Schermers 
(Hrsg.), Mixed Agreements, S. 3. 

12 Björklund, NJIL 2001, S. 373; MacLeod/Hendry/Hyett, The External Relations of 
the EC, S. 144; Eeckhout, The External Relations of the European Union, S. 190. 
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UN-Seerechtskonvention sind als gemischte Abkommen geschlossen wor-
den. Insbesondere im Bereich multilateraler Umweltabkommen sind sie 
mittlerweile die typische Vertragsform. Als Beispiele aus jüngster Zeit 
können das Stockholmer Abkommen über persistente organische Schad-
stoffe13, das Internationale Tropenholz-Übereinkommen14 oder das Seever-
kehrsabkommen mit der Volksrepublik China15 genannt werden.  

A) Hauptthesen und Gang der Darstellung 
A) Hauptthesen und Gang der Darstellung 

Gemischte Abkommen der EG werfen eine ganze Reihe von Problemen 
und rechtlichen Unklarheiten auf. So beruht letztlich schon ihre Existenz 
vorrangig auf dem Problem der Kompetenzabgrenzung zwischen EG und 
Mitgliedstaaten in den Außenbeziehungen16. Da die Vertragsschlusskom-
petenzen zwischen Gemeinschaft und Mitgliedstaaten geteilt, umstritten 
oder unklar sind, beteiligen sich beide, um dem Abkommen vollumfäng-
lich zur Geltung zu verhelfen. Die gemeinsame Beteiligung führt zu Pro-
blemen bei Aushandlung, Abschluss und Umsetzung von gemischten Ver-
trägen. Darüber hinaus stellen sich Fragen bezüglich der daraus resultie-
renden Bindungswirkung für Gemeinschaft und Mitgliedstaaten, ihren 
Auswirkungen auf das Gemeinschaftsrecht und ihren Haftungsfolgen ge-
genüber dritten Vertragsparteien17. 

Ziel dieser Arbeit ist es daher zunächst, die Ursachen gemischter Ab-
kommen sowie die ihnen immanenten Probleme zu systematisieren und zu 
analysieren. Auf diesen Ergebnissen aufbauend soll dann der Frage nach-
gegangen werden, ob der Blick auf bundesstaatliche Verfassungen hin-
sichtlich der diesbezüglich festgestellten Probleme für die EG Vorbild sein 
und Hilfestellung leisten kann.  

                                                 
13 Beschluss 2006/507/EG des Rates vom 10. Oktober 2004 bzgl. der abschließenden 

Erklärung – im Namen der Europäischen Gemeinschaft – zum Stockholmer Überein-
kommen über persistente organische Schadstoffe (POP), ABl. L 209 vom 31.07.2006, S. 
1–30; s.a. BGBl. 2002 II, S. 804 ff. 

14 Beschluss 2007/648/EG des Rates vom 26. September 2007 zur Unterzeichnung im 
Namen der Europäischen Gemeinschaft und vorläufigen Anwendung des Internationalen 
Tropenholz-Überein-kommens von 2006, ABl. L 262 vom 09.10. 2007, S. 6–26; weitere 
Nachweise bei Falke, Neueste Entwicklungen im europäischen Umweltrecht, ZuR 2004, 
S. 244. 

15 Beschluss 2008/143/EG des Rates vom 28. Januar 2008 über den Abschluss des 
Seeverkehrsabkommens zwischen der Europäischen Gemeinschaft und ihren Mitglied-
staaten einerseits und der Regierung der Volksrepublik China andererseits, ABl. L 46 
vom 21.02.2008, S. 23–40. 

16 S. dazu ausführlich unten Kapitel 2) A) IV). 
17 Neuwahl, CMLRev. 1996, S. 676. 



Einleitung 

 

4 

Nach der Abhandlung und Systematisierung der Außenkompetenzen der 
EG (Kapitel 1) werden das Abschlussverfahren und die Umsetzung ge-
mischter Abkommen dargestellt und es erfolgt eine detaillierte Problem-
analyse (Kapitel 2). In Kapitel 3 werden bislang existierende gemein-
schaftsrechtliche Ansätze zur Verbesserung des Verfahrens gemischter 
Abkommen beschrieben und analysiert. Dem werden in Kapitel 4 die bun-
desstaatlichen Erfahrungen in diesem Kontext gegenübergestellt: Nach ei-
nem kurzen Abriss der Ideen- und Entwicklungsgeschichte des Vertrags-
schlussrechts der Länder in Deutschland (Kapitel 4 A)) erfolgt eine rechts-
vergleichende Darstellung des Abschlusses völkerrechtlicher Verträge in 
verschiedenen weiteren bundesstaatlich organisierten Mitgliedstaaten der 
EU (Kapitel 4 B)). Im Anschluss daran wird das Ergebnis dieser Rechts-
vergleichung dem Gemeinschaftssystem gegenübergestellt (Kapitel 5). 
Hierbei wird zunächst untersucht, inwieweit die Europäischen Gemein-
schaften im Bereich des Abschlusses gemischter Abkommen bereits bun-
desstaatsähnliche Merkmale entwickelt haben (Kapitel 5 A)) und welche 
bundesstaatlichen Modelle überhaupt als Vorbild für die EG in Frage 
kommen (Kapitel 5 B)). Ziel der Arbeit ist es, aus den Erfahrungen der 
bundesstaatlichen Ordnungen Schlussfolgerungen für das Verfahren auf 
europäischer Ebene zu ziehen und Handlungsempfehlungen zu entwickeln 
(Kapitel 5 C)). 

B) Grundstrukturen und Begrifflichkeiten 
B) Grundstrukturen und Begrifflichkeiten 

I) Geltungsbereich 

Die Europäischen Gemeinschaften, wie sie sich seit der Gründung der 
Montanunion durch den Vertrag vom 18. April 1951 entwickelt haben, be-
finden sich heute zusammen mit der Gemeinsamen Außen- und Sicher-
heitspolitik (GASP) und der polizeilichen und justiziellen Zusammenarbeit 
(PJZ) als zweiter und dritter Säule unter dem gemeinsamen Dach der EU. 
Dabei agiert die EU auf außenpolitischer Ebene im Bereich der zweiten 
und dritten Säule immer noch weitgehend im Wege intergouvernementaler 
Kooperation, d. h. nur im Einverständnis mit allen Mitgliedstaaten. Zwar 
hat sich auch im Bereich des EU-Vertrages für die Bereiche der GASP und 
PJZ ein Verfahrensrahmen zum Abschluss internationaler Abkommen he- 
rausgebildet, der auch an den entsprechenden Stellen in dieser Arbeit an-
gesprochen wird18. Hier handelt es sich aber (noch) nicht um ein bundes-
staatsähnliches oder föderatives Verfahren. Der Schwerpunkt der Arbeit 

                                                 
18 S.u. Kapitel 2) C) I) 6). 
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wird sich daher auf gemischte Verträge der Europäischen Gemeinschaften, 
also insbesondere auf im Rahmen des EG-Vertrages und des EAG-
Vertrages geschlossene Abkommen, beziehen, da nur diese Gemeinschaf-
ten aufgrund ihres supranationalen Charakters über echte, eigenständige 
Vertragsschlusskompetenzen verfügen und daher als Vertragspartner im 
Rahmen internationaler Abkommen besondere und eigenständige Bedeu-
tung erlangt haben. 

II) Vergleichsbasis: „EG als bundesstaatliches System“ 

Ziel dieser Arbeit ist es unter anderem, Parallelen zwischen Problemen, die 
sich zum einen im Bereich bundesstaatlicher Ordnungen und zum anderen 
auf europäischer Ebene beim Abschluss völkerrechtlicher Verträge erge-
ben, herauszuarbeiten und daraus Handlungs- und Entwicklungspotenziale 
für die EG abzuleiten. Fraglich ist dabei aber, ob der Bereich der Europä-
ischen Gemeinschaften als der ersten, supranationalen Säule der EU, zum 
Vergleich mit Bundesstaaten überhaupt geeignet ist. Hier stellt sich also 
zunächst die Frage nach ihrer Rechtsnatur. 

1) Rechtsnatur der Europäischen Gemeinschaften 

Die Rechtsnatur der Europäischen Gemeinschaften ist seit ihrer Gründung 
umstritten. Insbesondere wird weder in den Gemeinschaftsverträgen noch 
im Unionsvertrag von einem Bundesstaat gesprochen oder das föderale 
Prinzip erwähnt19. Zum großen Teil behilft sich die Diskussion nach wie 
vor mit der von Hans-Peter Ipsen geprägten Formel des „sui generis“-
Charakters und der Feststellung, die Union sei kein bloßer Staatenbund, 
aber auch – noch – kein Bundesstaat20. Die Europäischen Gemeinschaften 
seien vielmehr das Produkt einer Zusammenführung von Souveränität in 
begrenzten Bereichen. Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) kenn-
zeichnet die Union einschließlich der EG als Staatenverbund21. Rosas be-
zeichnet sie hingegen als einen hybriden Zusammenschluss, der sich ir-

                                                 
19 Everling, CMLRev. 1992, S. 1069. 
20 Zur verbreiteten Zustimmung zu dieser Weder-Noch-Formel siehe z.B. Badura, 

Bewahrung und Veränderung demokratischer und rechtsstaatlicher Verfassungsstruktur 
in den internationalen Gemeinschaften, VVDStRL 23 (1966), S. 34 ff.; Schuppert, 
StWStPr 5 (1994), S. 56; Tomuschat, DVBl. 1996, S. 1075; Oeter, ZaöRV 59 (1999), S. 
904; Tsatsos, Die Europäische Unionsgrundordnung, S. 77 ff.; kritisch dazu Wahl, Erklä-
ren staatstheoretische Begriffe die EU?, in: Dreier (Hrsg.): Rechts- und staatstheoretische 
Schlüsselbegriffe, S. 126.  

21 BVerfGE 89, 155, 184 f., 188 (Maastricht). 
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gendwo zwischen einem Staat und einer internationalen Organisation be-
wege22. 

Betrachtet man in erster Linie die verfassungstheoretische Grundlegung 
der Europäischen Gemeinschaften, so offenbart sich stärker die Nähebe-
ziehung zum Staatenbund. Schließlich handelt es sich immer noch um eine 
durch völkerrechtlichen Vertrag gegründete „Vertragsgemeinschaft“ ohne 
eigene verfassungsgebende Gewalt23. Ihre Legitimität gründet sich weitge-
hend auf die Anerkennung durch die Staaten, aus denen sie besteht. So 
bleiben die Mitgliedstaten in jedem Fall die „Herren der Verträge“ und 
steht der Gemeinschaft auch keine Kompetenz-Kompetenz in der Form zu, 
dass sie sich weitere – über die ihr von den Mitgliedstaaten eingeräumten 
Kompetenzen hinausgehende – Zuständigkeiten verschaffen könnte24.  

Als supranationale Organisation mit einer eigenen Rechtsordnung rückt 
die EG aber gleichzeitig stark in die Nähe eines staatlichen Gebildes25. Ihre 
Mitgliedstaaten haben zwar die Stellung der letztlich entscheidenden In-
stanz inne, aber nur in ihrer Gesamtheit sowie in vielfach gebundener 
Form und im Zusammenwirken mit anderen Organen, was dem gleichzei-
tig funktional-bündischen Charakter der EG entspricht26. Mit der Kombi-
nation von unmittelbarer Anwendbarkeit und dem Vorrang des Gemein-
schaftsrechts hat die Gemeinschaft Rechtsgrundsätze geschaffen, die sie 
von einer internationalen Organisation fundamental unterscheiden27. Be-
trachtet man das europäische Institutionensystem, zeigt dieses inzwischen 
weit mehr Parallelen zum Bundesstaat als zum klassischen Staatenbund28. 
So weisen eigentlich alle Institution in der Organverfassung der EG deutli-
che Parallelen zu einzelnen europäischen Föderalverfassungen, insbeson-
dere dem deutschen Bundesstaat auf29. 

Es zeigt sich also, wie schwierig eine rechtliche Kategorisierung der – 
in einem stetigen Weiterentwicklungsprozeß befindlichen – Europäischen 

                                                 
22 Rosas, in: Koskenniemi (Hrsg.), International Law Aspects of the European Union, 

S. 125. 
23 Oeter, ZaöRV 59 (1999), S. 905; Grimm, JZ 1995, S. 585 f.; Wahl, Erklären staats-

theoretische Begriffe die EU?, in: Dreier (Hrsg.): Rechts- und staatstheoretische Schlüs-
selbegriffe, S. 126; Schönberger, AöR 2004, S. 109 f.  

24 BVerfGE 75, 223, 242 (Kloppenburg-Beschluss); Klein, Der Verfassungsstaat als 
Glied einer europäischen Gemeinschaft, VVDStRL 50 (1991), S. 59.  

25 Zuleeg, in: von der Groeben/Schwarze (Hrsg.), Kommentar zum EG-/EU-Vertrag, 
Art. 1 EGV Rn. 6. 

26 Steiger, Staatlichkeit und Überstaatlichkeit, S. 182; Kritisch zu den Begriffen Bun-
desstaat und Staatenbund insbesondere Schönberger, AöR 2004, S. 82 f, 88 ff., der sich 
für eine Interpretation der EU anhand der Theorie des Bundes ausspricht s. dazu auch 
noch unten, Einleitung B) II) 3). 

27 Oeter, ZaöRV 59 (1999), S. 910; s. dazu ausführlich Iglesias, NJW 1999, S. 1 ff. 
28 Oeter, ZaöRV 59 (1999), S. 905. 
29 S. dazu ausführlich Oeter, ZaöRV 55 (1995), S. 678 ff. 
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Gemeinschaften ist und dass sie „weder mit der traditionellen Entgegen-
setzung von Staatenbund oder Bundesstaat noch mit den Vorstellungen des 
nationalen Verfassungsrechts angemessen erfasst werden können“30. So 
kann sie wohl bestenfalls mit der ebenfalls vom BVerfG verwandten For-
mel von der „im Prozess fortschreitender Integration stehenden Gemein-
schaft eigener Art“31 beschrieben werden.  

2) Die EG als Mehrebenensystem eigener Art 

In der sich mit föderativen Gebilden befassenden politikwissenschaftlichen 
Literatur hat sich in den letzten Jahren der Begriff des Mehrebenensystems 
durchgesetzt32. Der Charme des Begriffs liegt darin, dass er die stagnieren-
de Debatte über die Rechtsnatur der EG ganz vermeidet und sich darauf 
beschränkt, die Komplexitäten und damit auch die Chancen und Risiken 
miteinander verflochtener politischer Entscheidungen auf unterschiedli-
chen Ebenen in den Blick zu nehmen. Hier geht es vielmehr um zentrale 
Probleme des Regierens in modernen Gesellschaften, in denen sich Regie-
rung und Verwaltung immer weniger unter den Kategorien der hierarchi-
schen Steuerung sinnvoll begreifen lassen. Dies gilt besonders für föderale 
Systeme, die schon aufgrund ihrer Grundstruktur starke Züge eines durch 
Verhandlungs- und Kooperationsbeziehungen geprägten Systems aufwei-
sen33.  

Diese Probleme der Mehrebenenverflechtung zeigen sich sowohl im 
modernen Bundesstaat als auch in der Fortentwicklung der EU. Damit er-
öffnet die Charakterisierung als Mehrebenensystem den Blick auf die Ge-
meinsamkeiten und Unterschiede zwischen einerseits klassisch völker-
rechtlichen und andererseits staatlichen Organisationsformen34 und ermög-
licht den Vergleich zwischen der EG und europäischen Bundesstaaten. 

3) Theorie des Bundes 

Aufgrund der oben skizzierten Probleme, die sich aus dem Versuch einer 
rechtlichen Kategorisierung ergeben, wird inzwischen auch verstärkt die 
„Theorie des Bundes“ – von Carl Schmitt in seiner 1928 erschienenen Ver-

                                                 
30 Vgl. Schuppert, StWStPr 5 (1994), S. 56; s.a. Wahl, Erklären staatstheoretische Be-

griffe die EU?, in: Dreier (Hrsg.): Rechts- und staatstheoretische Schlüsselbegriffe, S. 
124 ff., 127; Tsatsos, Die Europäische Unionsgrundordnung, S. 77 ff. 

31 BVerfGE 22, 293, 296 (EWG-Verordnungen). 
32 Marauhn, in: Schulze/Zuleeg (Hrsg.), Europarecht, § 7 Rn. 3; Benz, in: Schmidt-

Aßmann/Hoffmann-Riem (Hrsg.), Strukturen des Europäischen Verwaltungsrechts, S. 45; 
Everling, Zur konsensualen Willensbildung der föderal verfassten Europäischen Union, 
in: FS für Badura, S. 1056. 

33 Oeter, Integration und Subsidiarität im deutschen Bundesstaatsrecht, S. 560. 
34 Marauhn, in: Schulze/Zuleeg (Hrsg.), Europarecht, § 7 Rn. 3. 
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fassungslehre begründet35 – herangezogen, um Vergleiche und Ableitun-
gen für die EU zu ziehen. Vorteil dieser Theorie ist, dass sie föderale Ord-
nungen nicht nach Rechtsgebieten – Völker- oder Staatsrecht – auseinan-
derzieht, sondern sich dem widmet, was Ihnen gemeinsam ist36. Die Theo-
rie des Bundes wird der Tatsache gerecht, dass der Bund und die Mitglied-
staaten je eine eigene politisch-rechtliche Existenz besitzen. Gleichzeitig 
ändert der Bund den Status seiner Mitglieder auf Dauer und ändert auch 
die Verfassungen der Mitgliedstaaten37. Der Gründungsvertrag einer föde-
ralen Ordnung bringt einen Grad an institutioneller Verknüpfung und Ver-
dichtung mit sich, der sich bspw. in dem gegensätzlichen Begriffspaar Ver-
trag und Verfassung nicht abbilden lässt. Vielmehr akzeptiert die Theorie 
des Bundes eine Pluralität eigengearteter Ausprägungen, die nicht als Zwi-
schenformen, sondern als eigenständige Formen föderaler Ordnungen ver-
standen werden müssen38.  

Damit macht die Theorie des Bundes auch verstärkt auf den bereits er-
wähnten Mehrebenencharakter aufmerksam39 und fordert dazu auf, die Ge-
samtkonstellation in den Blick zu nehmen. 

4) Föderale Grundordnung 

Ganz unabhängig von der rechtlichen oder politikwissenschaftlichen Kate-
gorisierung besteht aber Einigkeit im Hinblick auf die strukturelle Ver-
wandtschaft der EG zum Organisationsprinzip des Föderalismus40. Nach 
Hesse ist unter Föderalismus „die freie Einung von differenzierten, grund-
sätzlich gleichberechtigten, in der Regel regionalen politischen Gesamthei-
ten, die auf diese Weise zu gemeinschaftlichem Zusammenwirken verbun-
den werden sollen“ zu verstehen41. Föderalismus bezeichnet eine Mehr-

                                                 
35 C. Schmitt, Verfassungslehre 1928, S. 361 ff. 
36 Schönberger, AöR 2004, S. 109 
37 Schönberger, AöR 2004, S. 111. 
38 Wahl, Erklären staatstheoretische Begriffe die EU?, in: Dreier (Hrsg.): Rechts- und 

staatstheoretische Schlüsselbegriffe, S. 127 f. 
39 S.o. Einleitung B) II) 2). 
40 Zuleeg, NJW 2000, S. 2846 ff.; Marauhn, in: Schulze/Zuleeg (Hrsg.), Europarecht, 

§ 7 Rn. 9; Everling, CMLRev. 1992, S. 1053 ff., S. 179 ff.; Weber, JZ 1993, S. 325f.; 
Schuppert, StWStPr 5 (1994), S. 36 f.; Badura, in: FS für Heckel, 1999 S. 696 ff.; v. 
Bogdandy, Supranationaler Föderalismus als Wirklichkeit und Idee einer neuen Herr-
schaftsform, 1999, S. 61 ff.; Burgess, Federalism and European Union: The Building of 
Europe, 1950 – 2000, S. 253 ff.; Oeter, Föderalismus, in: v. Bogdandy (Hrsg.), Europäi-
sches Verfassungsrecht. Theoretische und dogmatische Grundzüge, S. 59 ff.; Schönber-
ger, AöR 2004, S. 82 ff.; Wahl, Erklären staatstheoretische Begriffe die EU?, in: Dreier 
(Hrsg.): Rechts- und staatstheoretische Schlüsselbegriffe, S. 126; siehe auch schon 
Münch, DÖV 1962, S. 649, Bülck, Föderalismus als internationales Ordnungsprinzip, 
VVDStRL 21 (1964), S. 1 ff., 48 ff. 

41 Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts, S. 97. 


